
Herr Bundesrat
Beat Jans
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Email: ehra@bj.admin.ch

Bern, 9. Juli 2026

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensführung (NUFG)

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
sehr geehrte Damen und Herren 

1. Ausgangslage

Mit  dem  Bundesgesetz  über  die  nachhaltige  Unternehmensführung  (NUFG)  will  der  Bundesrat  einen 
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Grossunternehmen – zum Schutz 
von Mensch und Umwelt» vorlegen, die am 27. Mai 2025 mit 287’164 Unterschriften eingereicht wurde. Ziel  
ist  es,  die  Sorgfalts-  und  Berichterstattungspflichten  grosser  Schweizer  Unternehmen  im  Bereich  der 
Menschenrechte und des Umweltschutzes neu zu regeln und dabei die schweizerische Gesetzgebung an 
die internationalen Entwicklungen, insbesondere an die Regelungen der Europäischen Union sowie an die 
UNO-Leitprinzipien  für  Wirtschaft  und  Menschenrechte  und  die  OECD-Leitsätze  für  multinationale 
Unternehmen,  anzunähern.  Gleichzeitig  soll  die  internationale  Wettbewerbsfähigkeit  des 
Wirtschaftsstandorts Schweiz gewahrt und kleine sowie mittlere Unternehmen vor unverhältnismässigen 
Belastungen geschützt werden.

2. Grundsätze der EVP für verantwortungsvolles Wirtschaften

Für  die  EVP ist  wirtschaftliches  Handeln  nie  Selbstzweck.  Die  Soziale  Marktwirtschaft  lebt  davon,  dass 
unternehmerische Freiheit mit Verantwortung verbunden ist. Das christliche Menschenbild anerkennt die  
unternehmerische Initiative  als  wichtigen Motor  für  Wohlstand und Innovation.  Gleichzeitig  erinnert  es 
daran, dass wirtschaftlicher Erfolg nicht auf Kosten der Würde anderer Menschen oder der Schöpfung 
erzielt werden darf. Eigentum und wirtschaftliche Freiheit begründen stets auch Verantwortung.

Die Haltung der EVP gründet auf drei zentralen Grundwerten: 

1)  Respektvolles  Miteinander:  Auch  Menschen,  die  am  anderen  Ende  globaler  Liefer-  und 
Wertschöpfungsketten leben, müssen geschützt werden. Niemand soll seinen wirtschaftlichen Erfolg auf 
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Ausbeutung,  Kinderarbeit,  Zwangsarbeit  oder  gesundheitsgefährdenden  Arbeitsbedingungen  anderer 
Menschen aufbauen dürfen. Zudem darf es keine Zweiklassenjustiz geben, je nachdem, ob ein Schaden in  
der  Schweiz  oder  im Ausland entsteht.  Alle  Menschen sollen den gleichen Anspruch auf  Rechtsschutz 
geniessen.

2) Intakte Umwelt: Umweltzerstörung, die Vergiftung von Böden und Gewässern oder der Export von in der 
Schweiz verbotenen gefährlichen Stoffen widersprechen diesem Grundwert.

3) Ethisches Unternehmertum: Unternehmen, die nachhaltig wirtschaften und Verantwortung übernehmen, 
dürfen  gegenüber  jenen  nicht  benachteiligt  werden,  die  Menschenrechts-  und  Umweltstandards 
missachten. Verantwortliches Wirtschaften setzt faire Wettbewerbsbedingungen voraus.

3. Stellungnahme

Die EVP Schweiz begrüsst, dass der Bundesrat mit dem NUFG einen klaren gesetzlichen Rahmen für die  
nachhaltige Unternehmensführung schaffen will. Die Vorlage trägt dazu bei, Menschenrechte und Umwelt  
besser zu schützen, den fairen Wettbewerb zu stärken und Rechtssicherheit für Unternehmen zu schaffen. 
Positiv ist insbesondere die Orientierung an den internationalen Standards, namentlich an den Regelungen  
der Europäischen Union sowie den UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und den OECD-
Leitsätzen.

Aus  Sicht  der  EVP  geht  die  Vorlage  insgesamt  in  die  richtige  Richtung.  Damit  das  Gesetz  seine  Ziele 
tatsächlich erreicht, sind in einzelnen Punkten gezielte Nachbesserungen erforderlich. 

Die wichtigsten Anliegen der EVP werden nachfolgend dargelegt.

3.1 Schwellenwerte für den Geltungsbereich und Erfassung des Rohstoffsektors (Art. 4 Abs. 1 VE-NUFG )

Äusserst problematisch erscheinen aus Sicht der EVP die hohen Schwellenwerte für den Geltungsbereich 
der Sorgfaltspflichten. Gegenüber den Ländern der EU nimmt die Schweiz durch ihren deutlich grösseren 
Rohstoffsektor  eine  besondere Stellung ein.  Bei  den in  diesem Bereich  tätigen Unternehmen sind die  
Risiken  besonders  hoch.  Durch  Umweltschädigungen  werden  teilweise  grosse  Landwirtschaftsflächen 
unbrauchbar und ganze Dörfer durch gesundheitsgefährdende Schadstoffe unbewohnbar. Zudem besteht 
in  diesem  Sektor  ein  erhöhtes  Risiko  prekärer  Arbeitsbedingungen  und  schwerer 
Menschenrechtsverletzungen.

Gerade in diesem Hochrisikosektor liegt die Unternehmensgrösse jedoch häufig unter dem vorgesehenen 
Schwellenwert von 5'000 Mitarbeitenden. Sollten die im NUFG vorgesehenen kumulativen Schwellenwerte 
beibehalten  werden,  würde  ein  erheblicher  Teil  der  relevanten  Unternehmen  von  den  neuen 
Sorgfaltspflichten ausgenommen bleiben.  Die  Sonderregelungen zu Kinderarbeit  und Konfliktmineralien 
vermögen diese Lücke nicht zu schliessen.

Um dies zu vermeiden, müssen entweder die Schwellenwerte für die Sorgfaltspflicht insgesamt erheblich 
gesenkt  werden  oder  es  braucht  spezifische,  deutlich  tiefere  Schwellenwerte  für  ausgewiesene 
Hochrisikosektoren, insbesondere den Rohstoffhandel und den Rohstoffabbau.
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3.2 Haftung bei Verletzung der Sorgfaltspflichten (Art. 15–17 VE-NUFG)

Aus  Sicht  der  EVP  ist  eine  explizite  Haftungsnorm  das  entscheidende  Element  des  NUFG,  um 
Menschenrechte  und  Umwelt  tatsächlich  wirksam  zu  schützen.  Der  Bundesrat  schlägt  hierzu  eine 
Hauptvariante mit einer ausdrücklichen Haftungsregelung sowie eine alternative Variante vor, welche auf  
die  allgemeinen  Haftungsbestimmungen  des  Obligationenrechts  verweist. Die  EVP  unterstützt  die 
Hauptvariante. Die alternative Variante lehnt die EVP ab, da sie keine explizite Haftungsnorm enthält und 
damit den Rechtsschutz der Geschädigten unzureichend stärkt.

Die EVP fordert folgende Ergänzungen:

- Es muss sichergestellt sein, dass die Beweislast dort liegt, wo sie tatsächlich erbracht werden kann. Eine an 
Art.  55  OR  angelehnte  Haftungsregelung  würde  diesem  Anliegen  besser  Rechnung  tragen  als  eine 
Orientierung an Art. 41 OR.

- Schliesslich sollte verhindert werden, dass berechtigte Klagen bereits an untragbaren finanziellen Risiken 
scheitern. 

3.3 Verantwortung entlang der gesamten Wertschöpfungskette (Art. 3 Abs. 2 VE-NUFG)

Ergänzungen  bedarf  es  auch  in  Bezug  auf  die  Verantwortung  der  Unternehmen  entlang  der 
Wertschöpfungskette. Erfreulich ist grundsätzlich, dass die vorgelagerten sowie ein Teil der nachgelagerten 
Aktivitäten in der vorgeschlagenen Definition der Aktivitätskette enthalten sind.

Aus Sicht der EVP sollen jedoch auch die bislang ausgeklammerten nachgelagerten Aktivitäten – namentlich  
Finanzierung,  Verwendung und Entsorgung eines Produkts –  ausdrücklich erfasst  werden.  Gerade dort  
bestehen erhebliche Risiken,  beispielsweise beim Einsatz besonders gefährlicher Pestizide oder bei der 
Entsorgung schadstoffhaltiger Produkte.

Entsprechend soll sich das Gesetz konsequent an den internationalen Leitlinien orientieren und den Begriff 
«Wertschöpfungskette» anstelle von «Aktivitätskette» verwenden.

3.4 Reporting-Pflichten im Hinblick auf die Klimaziele (Art. 11 VE-NUFG)

Im Gegensatz zur EU-Regulierung zur Klimaberichterstattung fallen die Vorgaben des NUFG sehr knapp 
aus.  Damit  diese  ihren  Zweck  erfüllt  und  eine  transparente  sowie  vergleichbare  Berichterstattung 
gewährleistet, sollten die wesentlichen Elemente im Gesetz ausdrücklich genannt werden.  Dazu gehören 
insbesondere Angaben zu den Treibhausgasemissionen (Scope 1–3), zu den vorgesehenen Umsetzungs- 
und Reduktionsmassnahmen sowie zu den Finanz-  und Investitionsplänen im Zusammenhang mit  den 
Klimazielen.  Zudem  sollte  die  zuständige  Aufsichtsbehörde nicht  nur  die  formelle  Einhaltung  der 
Berichterstattungspflichten  überprüfen,  sondern  auch  befugt  sein,  offensichtlich  unzureichende  oder 
irreführende Klimaberichte zu beanstanden und gegebenenfalls die gesetzlich vorgesehenen Massnahmen 
zu ergreifen.

3.5 Transparenz der Aufsicht gewährleisten (Art. 24 VE-NUFG)

Die EVP erachtet Transparenz als wichtige Voraussetzung für eine wirksame und glaubwürdige Aufsicht. Das 
Öffentlichkeitsprinzip soll deshalb auch im Rahmen des NUFG grundsätzlich gelten. Pauschale Ausnahmen 
für ganze Dokumentkategorien lehnt die EVP ab. Der Schutz berechtigter Interessen, insbesondere von 
Geschäftsgeheimnissen  und  Personendaten,  kann  durch  differenzierte  Ausnahmeregelungen, 
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Schwärzungen oder einen teilweisen Zugang ausreichend gewährleistet werden. Eine transparente Aufsicht  
stärkt das Vertrauen der Bevölkerung und erhöht die Nachvollziehbarkeit staatlichen Handelns.

3.6 Konfliktmineralien: Delegation der Schwellenwerte an den Bundesrat (Art. 39 Abs. 2 VE-NUFG)

Die bestehenden Bestimmungen zu den Sorgfaltspflichten und den Transparenzanforderungen im Bereich 
der Konfliktmineralien werden im Wesentlichen unverändert in das NUFG übernommen. Art.  39 Abs.  2 
ermächtigt  den Bundesrat,  die massgebenden Schwellenwerte periodisch anzupassen.  Die EVP fordert, 
dass die Ausübung dieser Kompetenz an transparente und sachlich nachvollziehbare Kriterien gebunden 
wird. Es ist sicherzustellen, dass die Schwellenwerte nicht so hoch angesetzt werden, dass Unternehmen 
mit  erhöhten  Risiken  von  den  Sorgfaltspflichten  ausgenommen  werden  und  der  gesetzliche 
Geltungsbereich schleichend eingeschränkt wird.

3.7 Schutz indirekt betroffener KMU (Art. 6 Abs. 2 Bst. h VE-NUFG)

Die EVP begrüsst, dass KMU nicht direkt den neuen Sorgfaltspflichten unterstellt werden. Gleichzeitig muss 
verhindert werden, dass verpflichtete Grossunternehmen ihre gesetzlichen Pflichten faktisch auf kleinere 
Geschäftspartner überwälzen. Die in Art. 6 Abs. 2 Bst. h vorgesehene Unterstützung erscheint hierfür nicht  
ausreichend.  Der Bund sollte KMU durch eine koordinierte Information und Beratung – insbesondere in 
Zusammenarbeit  mit  den  Branchenverbänden  –  gezielt  bei  der  Umsetzung  der 
Nachhaltigkeitsanforderungen unterstützen.

Die EVP regt zudem an zu prüfen, ob neben Revisionsstellen auch akkreditierte Konformitätsbewertungs-
stellen zur Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte zugelassen werden können, sofern sie gleichwertige fachli-
che und unabhängige Anforderungen erfüllen. Dies könnte den Wettbewerb stärken, die verfügbaren Prü-
fungskapazitäten erhöhen und insbesondere KMU den Zugang zu bedarfsgerechten Prüfungsangeboten 
erleichtern.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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